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von den politischen Rändern als von 
den Eliten selbst bedroht wird, die ihre 
Privilegien durch Massenproteste ge-
fährdet sehen und ihre Gegner als „Ex-
tremisten“ brandmarken, um sie bei un-
entschiedenen Dritten in Misskredit zu 
bringen. Diese Theorien erklären wenig 
und vernebeln zudem das, was wichtig 
ist, um die genannten Phänomene mit 
Erfolg bekämpfen zu können: die sozial-
ökonomischen Entstehungsursachen so-
wie das Wesen und die Wurzeln von 
Rechtsextremismus, Faschismus und 
gewalttätigem Neonazismus. Selbst po-
litische Ziele und Motive der Personen, 
die als „Extremisten“ (oder „Funda-
mentalisten“) etikettiert werden, blei-
ben auf diese Weise nebulös. Dabei ist 
von entscheidender Bedeutung, war-
um eine politische Strömung entsteht, 
wogegen sie aufbegehrt, welche Inter-
essen sie vertritt und welcher Mittel sie 
sich dabei bedient.
Die Bundesregierung begibt sich mit 
ihrer Referenz an die These der „Ex-
tremisten von links und rechts“ schnur-
stracks zurück in die ideologischen 
Schützengräben des Kalten Krieges. 
Das ist besonders deshalb bedauerlich, 
weil dem Kampf gegen Rechtsextremis-
mus und Neofaschismus auf diese Wei-
se entscheidende finanzielle Ressour-
cen entzogen werden und seine Legiti-
mation systematisch untergraben wird.
Petra Schaper-Rinkel
Risiko Nanotechnologie
Vor einigen Jahren galt Nanotechno-
logie als großes Versprechen auf eine 
Zukunft, in der sich die industrielle Pro-
duktion revolutionär verändern würde: 
Aus den kleinsten Teilchen, Atom für 
Atom, ließe sich alles Wünschenswerte 
produzieren. Mit intelligenten Werk-
stoffen schien sich eine umweltver-
trägliche Produktion bei minimalem 
Energieverbrauch anzukündigen, in 
der sich die Dinge durch kontrollierte 
Steuerung aus ihren kleinsten Teilchen 
selbst aufbauen.
Für Eric K. Drexler, der den Begriff 
in den 80er Jahren in die Öffentlichkeit 
brachte, markierte Nanotechnologie ei-
nen umfassenden Ansatz, Technik nach 
dem Vorbild der Natur aus den kleins-
ten Teilen zu konstruieren. Jede Zelle 
sei eine Fabrik auf Nano-Ebene, und 
diese Fabrik sei in der Lage, aus ein-
fachsten Stoffen der Umgebung hoch-
komplexe Systeme von Bäumen bis hin 
zu Menschen herzustellen. Ausgehend 
von genetischen Informationen baue 
die Natur „von unten“, unter Verwen-
dung nur weniger Stoffe aus ihrer Um-
gebung, komplexe Lebewesen auf. Was 
wäre, so Drexler weiter, wenn sich die-
ses Prinzip bei der Produktion von Ge-
genständen realisieren ließe, und wir in 
der Lage wären, von den kleinsten Teil-
chen ausgehend die Dinge zu schaffen, 
die wir brauchen?1 
Von dieser radikalen Idee einer mo-
lekularen Nanotechnologie, in der sich 
Materie kontrolliert selbst organisiert, 
sind wir weit entfernt. Geblieben ist ein 
weites Feld, dessen gemeinsamer Nen-
ner darin besteht, dass es sich um Tech-
nologien handelt, bei denen Teilchen 
1 K. Eric Drexler, Engines of Creation. The 
Coming Era of Nanotechnology, New York 
1987; ders., Chris Peterson und Gayle Pergamit, 
Experiment Zukunft. Die nanotechnologische 
Revolution, Bonn und Paris 1991.
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und Prozesse der Größenordnung unter 
100 Nanometern eine wesentliche Rolle 
spielen. 
Auf den Markt kamen statt weltbe-
wegender Erzeugnisse bisher kratz-
feste, nano-beschichtete Brillengläser, 
Sonnencremes mit Nano-Partikeln so-
wie Socken, die dank kleinster Silber-
Partikel Gerüche binden. Neben diesen 
wenig spektakulären Konsumproduk-
ten wird unter dem Label Nanotechno-
logie in der Forschungsförderung vieles 
finanziert, was den gewohnten Pfaden 
der etablierten Hightech-Industrien 
folgt. Führend ist hier insbesondere die 
weitere Miniaturisierung in der Mikro-
elektronik: In Dresden erhielt das „Mas-
kenzentrum für Mikrostrukturierung“ 
fast 30 Mio. Euro, um nanoelektronische 
Bauelemente zu entwickeln. Neben 
den Großprojekten in der Chipindus-
trie lässt es sich das Bundesministerium 
für Bildung und Forschung (BMBF) zur-
zeit mehr als 5,5 Mio. Euro kosten, eine 
neue Informationskampagne zur Nano-
technologie zu konzipieren.
Verspätete Skepsis
Im Dreieck von wenig spektakulären 
Nano-Produkten, Förderung etablierter 
Industrien und fortgesetzten PR-Kam-
pagnen wurde es still um die Nanotech-
nologie. Doch nun hat sie es wieder in 
die Schlagzeilen geschafft. Denn Ende 
Oktober 2009 warnte das Umweltbun-
desamt ausdrücklich vor der Verwen-
dung von Nanomaterialien. In einer 
Überblicksstudie berichtet das Amt 
über noch weitgehend unerforschte 
Risiken. Es sei daher nicht auszuschlie-
ßen, dass Nanopartikel über Atemwe-
ge, Haut und Mund aufgenommen wer-
den und aufgrund ihrer geringen Größe 
in den Blutkreislauf gelangen könnten. 
Ebenso wenig sei auszuschließen, dass 
die Partikel in der Lunge asbestfaser-
ähnliche Effekte – also Entzündungs-
reaktionen – auslösen könnten. Das 
Umweltbundesamt rät daher, die „Ver-
wendung von Produkten, die Nano-
materialien enthalten und freisetzen 
können, sollte – solange ihre Wirkung 
auf Mensch und Umwelt weitgehend 
unbekannt ist – möglichst vermieden 
werden.“2 Gefordert wird zudem eine 
Kennzeichnungspflicht, damit die Käu-
fer Nano-Produkte erkennen können. 
Für deutsche Verhältnisse sind die 
Forderungen des Umweltbundesam-
tes fast radikal, könnten sie doch, was 
Behörden ansonsten zu vermeiden su-
chen, die Akzeptanz für Nanotechnolo-
gie in Frage stellen. International gibt 
es schon lange Kritik daran, wie Nano-
technologie entwickelt wird. Bereits 
Anfang dieses Jahrzehnts forderte die 
kanadische Umweltgruppe ETC ein 
Moratorium. 2004 veröffentlichte die 
Rückversicherungsgesellschaft Swiss 
Re eine Studie, in der befürchtet wur-
de, Nanotechnologie könne „zur Kate-
gorie der revolutionären Risiken mit ur-
sächlich nachweisbarer Schadenfolge“ 
gehören und damit ein hohes Risiko 
für die Versicherungsbranche darstel-
len. Und die britische Royal Society so-
wie die Royal Academy of Engineering 
machten sich mit ihrer Forderung nach 
einer umfassenden Risikoforschung 
und einer Nanotechnologiepolitik, 
die nicht einseitig an Industrieinteres-
sen orientiert sein sollte, bei der briti-
schen Regierung unbeliebt.3 Auf die-
sem Stand ist das Umweltbundesamt 
geblieben, obwohl sich in fünf Jahren 
einiges verändert hat.
Passiert ist bisher allerdings wenig, 
und daher kommt die jüngste Warnung 
des Umweltbundesamtes eindeutig zu 
spät. Denn mehr als fünf Jahre nach 
dem britischen Bericht ist klar, dass die 
freiwilligen Maßnahmen von Industrie-
2 Vgl. die Presseerklärung 75/2009 zur Studie: 
Umweltbundesamt, Nanotechnik für Mensch 
und Umwelt – Chancen fördern und Risiken 
mindern, Dessau-Roßlau 2009.
3 Vgl. ETC Group, Size Matters! The Case for a 
Global Moratorium. No Small Matter II, Winni-
peg 2000; Swiss Reinsurance Company Swiss 
Re, Nanotechnologie. Kleine Teile – große Zu-
kunft, Zürich 2004; Royal Society and The Ro-
yal Academy of Engineering, Nanoscienes and 
nanotechnologies: opportunities and uncertain-
ties, London 2004.
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te, wie forschungspolitische Ziele so-
wie die Entwicklungsprozesse und die 
Produktion neuer Technologien gesell-
schaftlich gestaltet werden können, fin-
det jedoch nicht statt.
Die Transparenz, die das Umwelt-
bundesamt fordert, setzt viel zu spät 
an: Mit der bloßen Kennzeichnung 
von Konsumprodukten ist lediglich der 
Konsument und nicht die Bürgerin an-
gesprochen. Zwar ist es hilfreich, wenn 
wenigstens die Möglichkeit besteht, 
Kaufentscheidungen im Wissen um die 
Inhaltsstoffe bewusst zu treffen, doch 
ist es bei den sehr unterschiedlichen 
Stoffen und Prozessen auf der Nano-
ebene fraglich, ob eine solche Transpa-
renz tatsächlich machbar ist (wie das 
Beispiel der Milchindustrie zeigt). Zen-
tral für eine demokratische Technikge-
staltung ist zudem nicht die Möglich-
keit von Verweigerung im Nachhinein, 
sondern vielmehr die gesellschaftliche 
Bestimmung von technologischer Ent-
wicklung. Dazu gehört, dass über Risi-
ken nicht erst gesprochen und Risiko-
forschung nicht erst finanziert wird, 
wenn es kontroverse Debatten über 
bereits bestehende Produkte gibt, son-
dern dass mögliche Risikodimensionen 
bereits in der technologiepolitischen 
Entwicklung von Forschungsschwer-
punkten identifiziert und in der For-
schungsförderung eindeutig berück-
sichtigt werden.
Eine wirksame Regulierung dyna-
mischer Technologiefelder kann lang-
fristig nur dann greifen, wenn sich ei-
ne gesellschaftliche Regulierung von 
Technologien herausbildet, die ökolo-
gische Ziele und Risikodimensionen 
in die Entwicklung und Umsetzung 
von Forschungsstrategien und -pro-
grammen integriert. Dafür müssen ne-
ben den klassischen technologiepoliti-
schen Akteuren aus Industrie, Wissen-
schaft und Politik auch Akteure aus der 
Umweltforschung, sozialwissenschaft-
licher Innovationsforschung und Nicht-
regierungsorganisationen über die For-
schungsprioritäten mitentscheiden. Ei-
ne solche transdisziplinäre Verbindung 
verbänden keine greifbaren Ergebnis-
se gezeitigt haben. 
Die Regulierung einer Technologie 
allein aufgrund einer Größendefinition 
ist nur sehr begrenzt sinnvoll, wie exem-
plarisch die Intervention der Milchin-
dustrie zeigt, die sich gegen den undif-
ferenzierten Gebrauch des Begriffs ver-
wehrt. Wenn Nanotechnologie die Grö-
ßendimension beschreibt, dann ist alles 
Nano. Dann fielen auch Milchbestand-
teile wie Caseine, Molkenproteine und 
Immunoglobulin unter diese Definition. 
Damit wäre auch die Milchherstellung 
ein nanotechnologischer Prozess, da 
sich die Gerinnung der Milch durch Ca-
sein auf der Nanoebene abspielt.
Alles nano, oder was?
Und hier liegt das Problem: Die Kenn-
zeichnung von Nanomaterialien hört 
sich einfach an, doch stellt das Umwelt-
bundesamt in der Studie selbst fest, 
dass es an trennscharfen Definitionen 
mangelt. Warum wird dennoch eine 
solch plakative Forderung erhoben? 
Mit dieser Art öffentlichkeitswirksa-
mer Risikokommunikation versuchen 
Institutionen ihr Gewicht in der Regu-
lierungsdebatte zu erhöhen, auch um 
mehr Ressourcen für Studien zu den 
Risikopotentialen zu erhalten. Das ist 
zweifellos wichtig; doch zugleich repro-
duziert das Umweltbundesamt damit 
eine zweifelhafte Trennung von Tech-
nik, Gesellschaft und Natur, die seine 
eigene Handlungsfähigkeit und die 
Spielräume anderer Umweltakteure 
eher minimiert als erweitert.
Was die Diskussion über Nanotech-
nologie kennzeichnet, ist eine höchst 
traditionelle Sichtweise, in der Tech-
nik, Gesellschaft und Natur als unab-
hängig voneinander begriffen werden: 
Nanotechnologie (bzw. Nanopartikel) 
sind aus dieser Perspektive Entitäten, 
die mit ihrem Entstehen auf Menschen, 
Umwelt und Gesellschaft wirken, und 
die verwendet, reguliert oder auch ver-
mieden werden können. Eine Debat-
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von technologischen, ökologischen und 
sozialen Innovationen würde die staat-
liche Technologiepolitik stark verän-
dern. Denn das BMBF ist mit dem Kon-
zept des „Stärken stärken“ darauf aus-
gerichtet, Wachstum und Wettbewerbs-
fähigkeit der traditionellen Industrien 
wie der Automobilindustrie durch na-
notechnologische Innovationen zu for-
cieren.4 Wer öffentliche Forschungsför-
derung einwerben will, muss ein hohes 
marktwirtschaftliches Verwertungspo-
tential nachweisen können. Der gesell-
schaftliche oder ökologische Nutzen 
der Projekte ist dagegen kein Bewer-
tungskriterium. So werden zweifelhafte 
Innovationen, wie elektronisch schalt-
bare Farbwechsel der Lacke von Autos, 
zu einer „Vision“ des BMBF.
Die Nanotechnologie-Forschungsför-
derung wurde in den 90er Jahren in ei-
nem exklusiven Zirkel von Vertretern 
aus Industrie, Technikwissenschaften 
und Ministerien vorbereitet. Da trans-
disziplinäre Wissensformen, mittels de-
rer beispielsweise das Vorsorgeprinzip 
von vornherein hätte konkretisiert wer-
den können, nicht in die Forschungs-
programmatik einbezogen waren, müs-
sen Regularien im Nachhinein entwi-
ckelt werden. Diese Reparaturarbeiten 
im Nanokosmos, die insbesondere Re-
gularien für nicht-gebundene Nano-
partikel in Kosmetik und Lebensmit-
teln entwickeln helfen sollen, sind zwar 
zentral für eine „verantwortungsvolle 
Entwicklung“, kommen jedoch ein wei-
teres Mal viel zu spät.
Diese Entwicklung könnte sich wie-
derholen: Denn in Bälde könnten qua-
litativ neuartige Nanotechnologien ent-
wickelt werden. Dazu gehören aktive 
Nano-Strukturen, beispielsweise Nano-
kapseln für den zielgerichteten Trans-
port von Arzneimitteln, die erst am 
Bestimmungsort ihre Wirkstoffe frei-
geben. In den Szenarien für die ferne-
re Zukunft entstehen komplexe Nano-
4 Vgl. Petra Schaper-Rinkel, Governance von Zu-
kunftsversprechen: Zur politischen Ökonomie 
der Nanotechnologie, in: „Prokla“, 145 (2006), 
S. 473-496.
Artefakte auf molekularer Ebene, die 
Formen der kontrollierten Selbstorga-
nisation von molekularen Strukturen 
beinhalten. Hier entsteht auch eine 
Schnittstelle zu dem neuesten Hype: 
Im Wettlauf der Zukunftstechnologien 
wird die Staffel rasant weitergegeben, 
denn dem Nano-Hype folgte die Dis-
kussion über konvergierende Tech-
nologien; jetzt steht die Debatte über 
synthetische Biologie an. Über eine 
transdisziplinäre Zusammenarbeit von 
Nanobiotechnologie, Molekularbiolo-
gie, organischer Chemie und Informa-
tionstechnologie sollen neuartige bio-
logische Systeme technisch geschaffen 
werden. Die Grundidee der molekula-
ren Nanotechnologie wird hier wieder 
aufgegriffen, maßgeschneiderte Bio-
Bauteile (wie Abschnitte eines Genoms) 
sollen bestimmte Aufgaben erfüllen, 
um einen modularen Aufbau von Biofa-
briken zu ermöglichen. 
Zu diesem Thema haben sich in der 
Bundesrepublik inzwischen verschie-
dene Wissenschaftsorganisationen zu-
sammengeschlossen, um die „mögli-
chen Chancen und Risiken der Syn-
thetischen Biologie“ zu identifizieren. 
Auch die Mitwirkung der Öffentlichkeit 
ist in der weiteren Entwicklung des Fel-
des zumindest vorgesehen, sie soll die 
„ethischen Aspekte“ diskutieren. Doch 
für eine eingreifende und wirksame 
Kontrolle einer Nanotechnologie und 
Biotechnologie vereinenden Forschung 
dürfte sich die Öffentlichkeit in Form 
zivilgesellschaftlicher Akteure gerade 
nicht auf die Rolle derer beschränken 
lassen, die für ethische Fragen zustän-
dig sind. 
Nur wenn es gelingt, gesellschaft-
liche Kernfragen (wie beispielsweise 
den Umgang mit dem Klimawandel) 
von vornherein in die vermeintlich nur 
technischen Fragestellungen neuer 
Forschungsgebiete zu integrieren, wird 
eine wirksame Governance der Risiken 
von Zukunftstechnologien möglich. 
Nur dann werden sich Zukunftstech-
nologien auf gesellschaftliche Erforder-
nisse ausrichten lassen.
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